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Die Beziehungen der örtlichen Staatsorgane zu den LPGs 
müssen — gemessen an den durch das LPG-Gesetz fixierten 
Prämissen — so gestaltet sein, daß sie die Initiative der LPGs 
wecken, sie zielstrebig lenken und die ideenreiche Tatkraft 
ihrer Mitglieder fördern. Dabei werden Initiative und 
Schöpferkraft in der genossenschaftlichen sozialistischen 
Landwirtschaft mit um so höherem gesellschaftlichem Nutz­
effekt entfaltet, je präziser ihnen durch staatliche Entschei­
dungen Richtung, Weg und Ziel gewiesen werden. Dadurch 
wird schließlich auch am besten gesichert, daß — wie bereits
F. E n g e l s  bemerkte — „die Sonderinteressen der Genos­
senschaft (,) gegenüber der Gesellschaft im ganzen, sich nicht 
festsetzen können“.“

Die Staatsorgane haben die Entwicklung effektiver Koope­
rationsbeziehungen der LPG zu fördern und diese Beziehun­
gen ihrer Leitungstätigkeit zugrunde zu legen (§10 Abs. 3 
LPG-G). Diese Regelung ist erstmals in dieser Weise rechtlich 
verankert und trägt den Erfordernissen der kooperativen 
Entwicklung der LPG besonders zur Herstellung der Einheit 
von Pflanzen- und Tierproduktion Rechnung. Sie orientiert 
vornehmlich die örtlichen Staatsorgane darauf, ihre auf die 
LPG bezogenen Aufgaben stets im Hinblich auf die Entwich-, 
lung notwendiger Kooperationsbeziehungen zu lösen. Das 
wiederum schließt eine wirksame Anleitung und Unterstüt­
zung der Kooperationsräte ,durch die örtlichen Organe ganz 
besonders ein. Das wird dadurch gewährleistet, daß ein stän­
diger Vertreter des Rates des Kreises an der Arbeit des Ko­
operationsrates teilnimmt.7

Ein weiteres bedeutsames Wesensmerkmal der Beziehun­
gen zwischen den Staatsorganen und LPGs besteht schließ­
lich darin, daß die LPGs durch ihre Vertreter aktiv in die 
Leitung der Landwirtschaft durch den sozialistischen Staat 
einbezogen sind. So wirken die Genossenschaftsbauern in 
vielfältigen Formen an der Gestaltung der gesellschaftlichen 
Beziehungen ihrer LPG und der sozialistischen Entwicklung 
auf dem Lande mit: durch die Teilnahme an der Leitung 
ihrer LPG und deren Kooperationsbeziehungen, durch die 
Mitarbeit in gewählten Organen der Staatsmacht, in deren 
Kommissionen und Aktivs sowie in den RLN und durch Teil­
nahme ihrer Delegierten an Bauernkongressen und -konfe- 
renzen (§ 6 Abs. 3 LPG-G).

Rechtliche Methoden zur Gestaltung der Beziehungen 
zwischen Organen der Staatsmacht und LPGs

In Abhängigkeit von den jeweils zu lösenden Aufgaben sind 
die Beziehungen der staatlichen Organe mit den LPGs dif­
ferenziert zu organisieren und zu gestalten. Dabei spielen die 
rechtlichen Methoden insofern eine besondere Rolle, als es 
im Prozeß ihrer Anwendung möglich ist, wesentliche Auf­
gaben sowie die Rechte und Pflichten der staatlichen Organe 
und der LPGs verbindlich festzulegen.

Die rechtlichen Methoden sind stets in eine besondere 
Form gekleidet, werden in einem speziellen Verfahren prak­
tiziert und sind nur von dem staatlichen Organ anwendbar, 
das dazu befugt ist. So ist beispielsweise die Registrierung 
der LPGs nur durch den für die LPG zuständigen Rat des 
Kreises (vgl. 1. DVO zum LPG-Gesetz vom 2. Juli 1982 [GBl. I 
Nr. 25 S. 453]) möglich. Vereinbarungen über die Zusammen­
arbeit im Territorium können mit der LPG nur durch den be­
treffenden Rat der Gemeinde abgeschlossen werden (§ 55 
Abs. 3 GöV). Die Bestätigung des Betriebsplans der LPG nach 
erfolgreicher Planverteidigung kann wiederum nur durch 
den Rat des Kreises erteilt werden (§ 41 Abs. 2 GöV). Die An­
wendung dieser und anderer rechtlicher Methoden erfaßt vor 
allem in den Beziehungen der örtlichen Staatsorgane mit den 
LPGs ein breites Spektrum von Aufgaben.

Besondere Bedeutung kommt hierbei der staatlichen Emp­
fehlung zu (§ 7 Abs. 3 LPG-G). Mit ihrer Hilfe sollen der LPG 
fortgeschrittene Erfahrungen der Praxis und wissenschaftli­
che Erkenntnisse vermittelt werden. Gleichzeitig stellen sie 
eine Verpflichtung für die Leitungsorgane der LPG dar, 
die Verwirklichung der empfohlenen Maßnahmen entspre­
chend den konkreten Bedingungen der LPG zu organisieren 
und die erforderlichen genossenschaftlichen Entscheidungen 
herbeizuführen. Diese rechtliche Methode entspricht dem 
Charakter der Beziehungen von Staat und LPG im Sozialis­
mus ganz besonders, und es wäre zu wünschen, daß die ört­
lichen Staatsorgane diese rechtliche Methode stärker nutzen 
würden. »

Die staatliche Bestätigung des Betriebsplans der LPG ist 
eine weitere rechtliche Methode (§ 41 Abs. 2 GöV), die in der 
Praxis konsequent gehandhabt wird. Ihrer Anwendung ge­

hen voraus: die Übergabe staatlicher Aufgaben an die LPG, 
die Abstimmung dieser Aufgaben mit den Kooperationspart­
nern (vor allem im Rahmen von Kooperationsräten), die Aus­
arbeitung des Vorschlags der LPG für den Betriebsplan, seine 
Beratung in den Arbeitskollektiven und die Beschlußfassung 
über den Plan durch die Vollversammlung der LPG. Danach 
erst darf der Rat des Kreises die Bestätigung vornehmen, mit 
der die Verbindlichkeit des Betriebsplans für die LPG her­
gestellt wird, vorausgesetzt, daß der Planvorschlag mit den 
staatlichen Aufgaben übereinstimmt.

Die in den Beziehungen der örtlichen Staatsorgane mit den 
LPGs wohl am häufigsten angewandten rechtlichen Metho­
den sind Auflagen. Sie dienen in konkret geregelten Fällen 
der Durchsetzung staatlich unverzichtbarer gesamtgesell­
schaftlicher Interessen, dürfen von den jeweiligen örtlichen 
Staatsorganen jedoch nur in den vom Gesetzgeber ausdrück­
lich geregelten Fällen, so z. B. zum Schutz vor Katastrophen 
(§ 5 Abs. 2 Buchst, d der VO über den Katastrophenschutz 
vom 15. Mai 1981 [GBl. I Nr. 20 S. 257]), zur Durchsetzung von 
Tierseuchenschutzmaßnahmen (§18 der 2. DB zur Tierseu- 
chenVO vom 3. August 1973 [GBl. I Nr. 45 S. 45]), zur Ein­
haltung des Pflanzenschutzes (§17 der PflanzenschutzVO 
vom 10. August 1978 [GBl. I Nr. 28 S. 309]), zur Gewährlei­
stung der Bodennutzung und zum Schutz des Bodens (§ 6 der 
BodennutzungsVO vom 26. Februar 1982 [GBl. І Nr. 10
S. 105]), zum Schutz und zur Sicherung des Baumbestandes 
(§ 5 der BaumschutzVO vom 28. Mai 1981 [GBl. I Nr. 22 
S.273]) und zur Sauberhaltung der öffentlichen Straßen, 
Wege und Plätze (§ 55 Abs. 6 GöV) angewandt werden. Die 
Befugnis, den LPGs staatliche Auflagen zu erteilen, muß 
dementsprechend stets im einzelnen konkret ausgestaltet sein. 
Sie unterscheidet sich daher auch prinzipiell von einem (ge­
nerellen) Weisungsrecht, wie es beispielsweise gegenüber 
den dem örtlichen Rat unterstellten volkseigenen Betrieben 
ausgeübt wird (§§ 10 Abs. 1, 12 Abs. 2 GöV). Ein solches Wei­
sungsrecht besteht gegenüber den Leitungsorganen der LPG 
nicht.

Eine besondere rechtliche Methode zur Gestaltung der 
Beziehungen der örtlichen Staatsorgane mit den LPGs be­
steht schließlich in der Aufhebung von Beschlüssen der Voll­
versammlung und anderer Leitungsorgane der LPG durch den 
Rat des Kreises, soferh diese Beschlüsse gegen Rechtsvor­
schriften verstoßen (§ 41 GöV). Diese Methode wird zwar 
praktisch nur selten wirksam, zumal ihre Anwendung vor­
aussetzt, daß der Rat des Kreises den betreffenden Leitungs­
organen der LPG empfohlen hat, solche Beschlüsse selbst 
aufzuheben. Dennoch bringt sie in besonderer Weise die Spe­
zifik in den Beziehungen von Staat und LPG zum Ausdruck.

Die rechtlichen Methoden spielen bei der Gestaltung der 
Beziehungen des Staates mit den LPGs eine unersetzliche 
Rolle. Mit ihrer Hilfe können vor allem die örtlichen Staats­
organe in wichtigen Bereichen und Prozessen der genossen­
schaftlichen Agrarentwicklung eine wirksame staatliche Ein­
flußnahme auf die LPGs mit dem Ziel ausüben, die Überein­
stimmung ihrer kollektiven Interessen und der individuellen 
Interessen ihrer Mitglieder mit den gesamtgesellschaftli­
chen Erfordernissen herzustellen. Damit wird zugleich unter­
strichen, daß diese Methoden dann am wirksamsten sind und 
die Entwicklung in den LPGs fördern, wenn sie auf der 
Grundlage des LPG-Gesetzes angewandt werden und an jene 
ökonomischen Interessen anknüpfen, die durch die Maßnah­
men in Verbindung mit der Agrarpreisreform8 in der genos­
senschaftlichen Landwirtschaft hervorgerufen werden, die 
auf dem 6. Plenum des Zentralkomitees der SED als Ausdruck 
der weiteren Festigung des Bündnisses zwischen der Arbei­
terklasse und der Klasse der Genossenschaftsbauern gewertet 
wurde. 1 2 3 4 5 6 7 8
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